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Europäisierung der Städtepolitik? 
Das Beispiel ‚CIPU’ in Luxemburg

TOM BECKER 

Zusammenfassung
Die ‚Europäisierung‘ der Städtepolitik und Stadtentwicklung 
ist, aufgrund der europäischen und zwischenstaatlichen 
Initiativen in diesem Politikbereich, seit vielen Jahren Gegen-
stand intensiver Diskussionen. Basierend auf dem von R  
(2003) aufgestellten Europäisierungskonzept untersucht der 
vorliegende Beitrag die Entwicklung der EU- Städtepolitik 
sowie deren Bedeutungsgewinn und Wirkung in der luxembur-
gischen Städtepolitik anhand des Beispiels der im Jahr 2008 
eingerichteten Nationalen Informationsstelle für Städtepolitik 
(Cellule nationale d’Information pour la Politique Urbaine – 
CIPU). Die empirischen Ergebnisse zeigen, dass die zuständigen 
luxemburgischen Institutionen erkannt haben, dass die europä-
ische Städtepolitik für die nachhaltige, polyzentrische Entwick-
lung Luxemburgs von größerer Bedeutung ist. Die Einrichtung 
von CIPU hat dazu geführt, dass dem Potenzial der Städte 
sowie den aktuellen Herausforderungen, mit welchen diese 
konfrontiert sind, verstärkt Rechnung getragen wird. Dies wird 
u.a. durch bessere Koordination und Information der Luxem-
burger Akteure sowie durch eine ef izientere Konzentration der 
Mittel und Maßnahmen, aber auch durch erweiterte Mitwir-
kungsmöglichkeiten der lokalen Ebene an der europäischen 
Politikgestaltung erreicht.

Europäische Union, Luxemburg, Städtepolitik, Förderprogramme, Eu-
ropäisierung

Abstract
Europeanisation of Urban Policy? The example of 
CIPU in Luxemburg
For many years, the ‘Europeanization’ of urban policy and 
urban development has been vividly discussed as a result of 
European and intergovernmental initiatives in this particular 
policy ield. Based on R ’s concept of Europeanization, 
this paper examines the development of a European urban 
policy as well as its increasing importance and impact on the 
Luxembourgish urban policy with the example of the National 
Information Cell for Urban Policy (Cellule nationale 
d’Information pour la Politique Urbaine – CIPU), established in 
2008. The empirical evidence shows that the competent 
Luxembourgish institutions have recognized that European 
urban policy is of vital importance to the sustainable and 
polycentric development of Luxembourg. Due to the establish-
ment of CIPU, greater account is taken of the potential of cities 
and the current challenges that they are facing. This is 
achieved, among other things, by means of better coordination 
and an improved provision of information for Luxembourgish 
stakeholders, a more ef icient concentration of means and 
measures as well as extended opportunities for local stakehold-
ers to in luence European policy-making. 

European Union, Luxembourg, urban policy, funding programmes, Eu-
ropeanisation

Einführung: Europäische Städte-
politik und der Fall Luxemburg
Im Laufe der Jahre haben Städte und 
Stadtregionen in Europa eine immer grö-
ßere Bedeutung für die gesellschaftliche 
Entwicklung gewonnen. Um sie zu stär-
ken, wurde eine Reihe von Initiativen 
durch die EU und die Mitgliedstaaten ein-
geleitet. Sie zielen darauf ab, das Poten-
zial städtischer Gebiete zu fördern und 
aktuelle Herausforderungen wie etwa 
eine nachhaltige Stadtentwicklung, den 
demographischen Wandel oder den Kli-

maschutz und Anpassungsstrategien in 
urbanen Räumen anzunehmen. Sowohl 
die Einführung von speziellen EU-Förder-
programmen für Städte als auch das ‚ur-
ban mainstreaming’ der EU Struktur-
fonds (2007-2013) durch die Europä-
ische Kommission haben dazu geführt, 
dass die europäische Städtepolitik seit 
den 1990er Jahren auf die politische 
Agenda der EU gehoben wurde (E -

 K  2006, 2008, 2009). 
Aber auch die Aktivitäten der EU-Rats-
präsidentschaften, wie etwa das Aktions-

programm von Lille (2000), der Acquis 
von Rotterdam (2004), der Bristol Accord 
(2005), die Leipzig Charta (2007) oder 
die Marseille Deklaration (2008) haben 
zur Entwicklung einer europäischen 
städtepolitischen Agenda beigetragen, 
auch wenn sie anfangs nur als Reaktion 
auf die Kommissionsaktivitäten gedacht 
waren.

Auch das Großherzogtum Luxemburg 
hat sich in den letzten Jahren verstärkt 
darum bemüht, sein Engagement in den 
Bereichen Nachhaltigkeit, integrierte 
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Städtepolitik und klimafreundliche Stadt-
entwicklung auf europäischer Ebene aus-
zubauen, die Agenda der jeweiligen Rats-
präsidentschaft zu diesen Themen mit zu 
prägen und die so gewonnenen Erfahrun-
gen in der nationalen Politik einzubrin-
gen. Eine direkte Konsequenz dieser Pro-
zesse im Bereich der EU Städtepolitik ist 
die Einrichtung einer nationalen Infor-
mationsstelle für Städtepolitik – „Cellule 
nationale d’Information pour la Politique 
Urbaine (CIPU)“ im Jahr 2008, die sich 
mit dem Erfahrungs- und Wissensaus-
tausch zwischen luxemburgischen und 
europäischen Städten im Bereich der 
Stadtentwicklung befasst.

Infolge dieser Entwicklungen auf eu-
ropäischer und luxemburgischer Ebene 
liegt die Frage nahe, ob nicht ein deut-
licher Bedeutungsgewinn der europä-
ischen Städtepolitik im Sinne einer Eu-
ropäisierung in Luxemburg stattgefun-
den hat. In diesem Artikel bezeichnet 
Städtepolitik die direkt oder indirekt 
auf die Städte ausgerichtete Politik der 
EU sowie der zwischenstaatlichen und 
nationalen Ebenen. Europäisierung be-
deutet in diesem Zusammenhang nicht, 
dass die materielle Stadtentwicklung 
europäischer würde, d.h. dass die Kom-
mission versuche, ein europäisches 
Stadtmodell als Idealtypus zu de inieren 
und zu fördern. Bei der Europäisierung 
der Städtepolitik geht es vor allem um 
die Wirkung der EU-Politiken auf nati-
onale und lokale städtepolitische Insti-
tutionen und die Frage, inwiefern sie 
„distinct and identi iable changes in the 
domestic institutional structures of the 
member states” ermöglicht (R  et al. 
2001, S. 3). Um die Wirkung der EU-in-
duzierten Städtepolitik in Luxemburg 
zu erforschen, bezieht sich dieser Bei-
trag auf R s Konzept der Europä-
isierung (R  2003). Demnach 
wird Europäisierung z.B. im Hinblick 
auf Veränderungen in den Akteurskon-
stellationen, Debatten, Prozessen und 
Ressourcenausstattungen in Luxemburg 
analysiert.

Die Wirkung der EU auf die nationalen 
Städtepolitiken und ihre Institutionen 
wurde bisher noch nicht ausgiebig un-

tersucht (vgl. T  2003; V   
B  et al. 2007). Die meisten dieser 
Studien analysieren die Effekte von UR-
BAN- bzw. URBACT-Projekten (oder ähn-
lichen europäischen Projekten zu städ-
tischen Themen) auf die nationale Stadt-
entwicklungs- oder Städtepolitik (vgl. 
C  2006; D  2008; H -

 et al. 2008; M  2005; 
F  2005). Da Luxemburg bisher an 
solchen Projekten nicht partizipiert hat, 
können diese Aspekte zum jetzigen Zeit-
punkt nicht untersucht werden. Dieser 
Beitrag behandelt vielmehr das Phäno-
men der Europäisierung der Luxembur-
ger Städtepolitik im Allgemeinen und 
das Beispiel Informationsstelle für Städ-
tepolitik CIPU im Besonderen. EU-indu-
zierte ordnungs- und prozesspolitische 
Entscheidungen werden mit Hilfe einer 
konzeptionellen Re lexion auf ihre Wir-
kungen bezüglich der Luxemburger 
Städtepolitik hin untersucht. Vor allem 
Veränderungen in den Institutionen, Dis-
kursen, Akteurskonstellationen, Res-
sourcenausstattung und Paradigmen 
werden hierbei berücksichtigt. Die Aus-
sagen beruhen im Wesentlichen auf der 
Auswertung von Dokumenten und Se-
kundärmaterial zum Thema, der Ent-
wicklung einer Strategie für CIPU sowie 
der aktiven Teilnahme an relevanten 
Prozessen der Implementation in Lu-
xemburg.

Der vorliegende Beitrag betrachtet 
die Entwicklung der EU-Städtepolitik, 
deren Bedeutungsgewinn in der luxem-
burgischen Städtepolitik und deren 
Wirkung im Sinne einer Europäisierung 
(z.B. im Sinne von Veränderungen in den 
Diskursen, Identitäten sowie politi-
schen Strukturen und Maßnahmen). Der 
erste Aspekt wird durch eine Analyse 
von europäischen oder nationalen Stra-
tegien und Programmen nachgezeich-
net (Teil 2 und 3) und mit dem Beispiel 
CIPU erläutert (Teil 4). Der Teil 5 ent-
hält eine konzeptionelle Reflexion am 
Beispiel CIPU unter Berücksichtigung 
des von R  (2003) aufgestellten 
Europäisierungskonzeptes. Auch bein-
haltet dieser Teil einige abschließende 
Bemerkungen.

Die Entwicklung der Städtepoli-
tik der EU
Eine formale städtepolitische Kompetenz 
der EU gibt es bis dato nicht. Zwar wurde 
1991 der Versuch unternommen, die 
Städtepolitik in den Maastrichter Vertrag 
aufzunehmen, der den Aufgabenbereich 
der Europäischen Kommission festlegt. 
Allerdings scheiterte dies an der Opposi-
tion der Mitgliedstaaten, die diese Kom-
petenzen nicht abgeben wollten (V   
B  et al. 2007, S. 41). Auch im Lissabon 
Vertrag wurde die Städtepolitik nicht als 
Kommissionszuständigkeit verankert. 

Nichtsdestotrotz hat die EU in den letz-
ten 20 Jahren eine städtepolitische Agen-
da entwickelt, die den spezi ischen sozia-
len, ökonomischen und ökologischen Be-
dürfnissen der Städte und Stadtregionen 
Rechnung tragen soll. In diesem Kontext 
stellt sich jedoch eine entscheidende Fra-
ge: Wie kann die Europäische Union ohne 
formale Kompetenz eine Politik für die 
Städte entwickeln? Hinzu kommt, dass ein 
kohärentes und allgemein gültiges Kon-
zept für die europäische Städtepolitik 
fehlt, da diese ein eher heterogenes Poli-
tikfeld darstellt (V   B  et al. 
2007). Die Antwort darauf ist recht ein-
fach: durch das Einwirken der EU in Poli-
tikbereiche mit Vertragskompetenz, wie 
z.B. der Umwelt- oder der Transportpoli-
tik, kann die Kommission auf Umwegen 
sehr wohl die Stadtentwicklung auf nati-
onaler und lokaler Ebene beein lussen. 
Dies passiert hauptsächlich auf zwei We-
gen: zum einem auf dem Weg der Pro-
zesspolitik, wobei insbesondere die EU-
Strukturpolitik zu nennen ist. Finanzielle 
Anreize sollen die Mitgliedstaaten dazu 
antreiben, ihre nationalen und subnatio-
nalen Politiken den Leitlinien der EU an-
zupassen. Zum anderen im Rahmen der 
Ordnungspolitik, wobei für alle Mitglied-
staaten ein verbindlicher Rechtsrahmen 
geschaffen wird, so z.B. im Bereich der 
EU-Umweltpolitik (B   
B -, S -  R  2010).

In den nachfolgenden Teilen sollen die 
prozesspolitischen sowie die ordnungs-
politischen Ein lüsse der EU anhand der 
Struktur- und der Umweltpolitik umris-
sen werden. Auch soll kurz auf die mit-
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gliedstaatliche Reaktion gegenüber die-
sen Ein lüssen eingegangen werden, um 
zu zeigen, wie die Bedeutung der Städte 
und städtischen Räume auf EU- und mit-
gliedsstaatlicher Ebene gewachsen ist 
und wie diese Ein lüsse die Diskurse, 
Werte und Zusammenarbeit der Akteure 
verändert haben.

Prozesspolitische Ein lüsse am 
Beispiel der EU-Strukturpolitik
Nach der Reform der Strukturfonds im 
Jahr 1988 (T  2003; P  
2005; V   B  et al. 2007) wurden 
die städtepolitischen Inhalte immer deut-
licher. Eine explizite städtepolitische Di-
mension der Strukturfonds gab es, wie 
schon angedeutet, zu diesem Zeitpunkt 
nicht. Zwischen 1990 und 1999 unter-
stützte die Kommission im Rahmen von 
Pilotprojekten einige ausgewählte be-
nachteiligte Stadtteile in ihrem Bemühen, 
der sozialen Exklusion vorzubeugen. Be-
nachteiligte Stadtteile und soziale Exklu-
sion in Städten bestimmten auch in den 
folgenden Jahren die stadtpolitische 
Agenda der Kommission. So konnte die 
Kommission nach und nach ein eigen-
ständiges Handlungsfeld und ein eigenes 
Repertoire an Erfahrungen und Wissen 
zu diesen Themen au bauen (G  
2007; Z  2008). 

Durch das Festsetzen von Regeln und 
Normen, wie z.B. den Regularien der Pro-
grammdurchführung, konnte die Kom-
mission schon bald ihren Ein luss in die-
sem Bereich weiter ausbauen. Die 1994 
eingerichtete Gemeinschaftsinitiative UR-
BAN, welche vom Strukturwandel betrof-
fene Städte unterstützte, nahm die Erfah-
rungen der integrierten Stadtteilentwick-
lung in benachteiligten Stadtteilen aus 
den Pilotprojekten in ihr Programm auf. 
Wichtige Bestandteile von URBAN waren 
z.B. der Erfahrungs- und Wissensaus-
tausch zwischen den Städten und ande-
ren europäischen Akteuren sowie stren-
ge Au lagen zur Beteiligung städtischer 
Stakeholder und zu den Verfahren und 
Instrumenten, die im Rahmen der Pro-
jekte benutzt werden sollten. 

In den darauffolgenden Jahren kam 
der Bereich der nachhaltigen Stadtent-

wicklung hinzu. Dieser Rahmen bot der 
Kommission die Möglichkeit, strukturpo-
litische, umweltpolitische und prozesso-
rientierte Probleme anzugehen (E -

 K  1997, 1998, 2007, 
2008, 2009).  In der Förderperiode 
2000-2006 der Strukturfonds wurde die 
Gemeinschaftsinitiative URBAN in ver-
änderter Form fortgeführt. In der aktu-
ellen Förderperiode der Strukturfonds 
(2007-2013) konnte die städtische Di-
mension verstärkt verankert werden 
(vgl. E  2005; E  U  
2007). Dazu gehört u.a. die Forderung 
nach der Aufstellung von integrierten 
und nachhaltigen Stadtentwicklungskon-
zepten, die Möglichkeit der Einrichtung 
eines Stadtentwicklungsfonds für Inves-
titionen (JESSICA) mit der Unterstützung 
der Europäischen Investitionsbank sowie 
die Möglichkeit der Konzentration von 
Mitteln auf die Städte und eine stärkere 
Mitwirkung städtischer Akteure. 

Ordnungspolitische Ein lüsse am 
Beispiel der EU-Umweltpolitik
In der Umweltpolitik setzt die Kommissi-
on nicht primär auf Förderprogramme 
mit umweltpolitischen Zielen, sondern 
eher auf Richtlinien und Verordnungen 
für die Städte. So haben umweltpolitische 
Richtlinien wie z.B. im Bereich der Luft-
reinhaltepolitik, der Umweltverträglich-
keitsprüfung oder der Strategischen Um-
weltprüfung erheblichen Ein luss auf die 
Stadtentwicklung in den Mitgliedstaaten, 
indem sie die Zulässigkeit von Planungs-
vorhaben neu regeln oder Planungsver-
fahren ändern (R  2006). Über-
dies hat die EU versucht, mit Hilfe von 
thematischen Strategien und Mitteilun-
gen, die sich auf die Städte beziehen, in 
die Programme einzugreifen. Mit dem 
„Grünbuch über die städtischen Umwelt“ 
verknüpfte sie 1990 umweltpolitische 
Programme mit den von ihr konzipierten 
städtepolitischen Schwerpunkten (E -

 K  1990). 1997 veröf-
fentlichte die Kommission das Dokument 
„Wege zur Stadtentwicklung in der Euro-
päischen Union“ („Urban Agenda“), wel-
ches allerdings sehr stark auf die Struk-
turfonds ausgerichtet war. 1998 folgte 

der Aktionsrahmen „Nachhaltige Stadt-
entwicklung in der EU“, der die Vorgaben 
aus der Urban Agenda umzusetzen sucht. 
Unter Berücksichtigung mehrerer Poli-
tikbereiche umfasst er vier Politikziele: 
Stärkung der städtischen Wirtschaft und 
Beschäftigung, soziale Integration und 
Erneuerung von Problemvierteln, Verbes-
serung der städtischen Umwelt, Bürger-
beteiligung und Förderung der Einrich-
tung von Stadtmanagement. Mit der 2005 
erschienen „Thematischen Strategie für 
die städtische Umwelt“ hat die Kommis-
sion einen weiteren Versuch unternom-
men, die Umweltpolitik der Städte akti-
ver mitzugestalten (K   E -

 G  2005; 
R  2006). Aufgrund des Mangels 
an verbindlichen Bestimmungen konnte 
die „Thematische Strategie“ dieses Ziel 
nur sehr eingeschränkt erreichen (Z -

 2008).

Zwischenstaatliche Initiativen
Nicht zuletzt aufgrund der Aktivitäten 
der EU-Kommission wurde europäische 
Städtepolitik Ende der 1990er Jahre auch 
auf die politische Agenda der Mitglied-
staaten gehoben. Die Mitgliedstaaten wa-
ren unterschiedlicher Meinung. Länder 
wie Frankreich oder die Niederlande, die 
bereits auf nationaler Ebene eine explizi-
te Städtepolitik führten, begrüßten die 
neuen Entwicklungen. Andere Mitglied-
staaten hingegen wiesen jedoch immer 
wieder auf die fehlende Vertragskompe-
tenz hin. Nichtsdestotrotz bekannten sich 
die für Stadtentwicklung zuständigen Mi-
nister der EU-Mitgliedstaaten zur euro-
päischen Perspektive, mit dem Resultat, 
dass unter der EU-Ratspräsidentschaft 
der Niederlande 1997 erstmals die Städ-
tepolitik als Reaktion auf die Kommissi-
onsaktivitäten auf die Tagesordnung ei-
nes informellen Ministertreffens gesetzt 
wurde (B   B -, 
S -  R  2010).

Die verabschiedeten Dokumente der 
seither in unregelmäßigen Abständen 
statt indenden informellen Ministertref-
fen zeigen, dass das anfängliche Misstrau-
en gegenüber der Kommission inzwi-
schen etwas abge laut ist. Zwar sind eini-
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ge Mitgliedstaaten immer noch skeptisch 
im Hinblick auf die Kompetenz und die 
Rolle der EU in der Städtepolitik, doch mit 
Hilfe der informellen Ministertreffen und 
der verschiedenen Gremien wie etwa der 
Urban Development Group (UDG) konnte 
eine Kommunikationsplattform für einen 
regelmäβigen Austausch der unterschied-
lichen nationalen städtepolitischen Sicht-
weisen und Haltungen geschaffen wer-
den, auf der eine Annäherung in Grund-
satzfragen diskutiert und erreicht werden 
konnte. So versuchen die EU-Mitglied-
staaten die Zielsetzungen der mitglied-
staatlichen Zusammenarbeit bezüglich 
der nachhaltigen und integrierten Stadt-
entwicklung mit denen der Kommission 
in Einklang zu bringen. Wichtige Policy-
Dokumente wie die Leipzig Charta 
(2007), die Marseille Deklaration (2008) 
oder die Toledo Deklaration (2010) knüp-
fen an die Erfahrungen, Strategien und 
Konzepte der Kommission an und versu-
chen, sie mit den zwischenstaatlichen 
Zielsetzungen der nachhaltigen und inte-
grierten Stadtentwicklung zu verbinden. 
Diese Initiativen trugen überdies dazu 
bei, innerhalb der Mitgliedsstaaten städ-
tische Probleme und Werte neu zu über-
denken und zu de inieren sowie neue Dis-
kurse zum Thema Nachhaltigkeit und in-
tegrierte Stadtentwicklung anzuregen.

EU-Städtepolitik als „hidden agenda“?
Auch wenn die Kommission nach außen 
hin betont, dass ihr Engagement nicht da-
rauf abzielt städtepolitische Kompetenzen 
auf die EU-Institutionen zu verlagern und 
immer wieder auf die strategische Wich-
tigkeit der Städte für eine nachhaltige 
Entwicklung Europas verweist, so ist die 
Tatsache, dass die Kommission ohne for-
male Zuständigkeit Politik gestaltet, nicht 
von der Hand zu weisen. Die Städtepolitik 
ist somit kein werteneutrales Anliegen, 
sondern eher Ausdruck eines handfesten 
Interessen- und Machtspiels der Kommis-
sion gegenüber den Mitgliedstaaten. E -

 (2005) vermutet beispielsweise, dass 
die Aufwertung der städtischen Dimensi-
on u.a. deshalb vorangetrieben wurde, um 
so längerfristig ein Gegengewicht zur 
Strukturpolitik für den ländlichen Raum 

aufzubauen. Auch haben sich die Effekte 
von Top-down-Europäisierung in den 
letzten Jahren verändert, da die Städte, 
dank neuer Ein lussmöglichkeiten wie 
etwa offene Konsultationen oder direktes 
Lobbying, damit begonnen haben, die Na-
tionalstaaten zu umgehen (bypassing). Ein 
weiteres Beispiel ist die Einführung einer 
städtischen Dimension in alle EU-Politi-
ken, die dazu dienen soll, deren Wirksam-
keit insgesamt zu erhöhen oder zumin-
dest kontraproduktive Wirkungen zu ver-
meiden (A  2001) und somit die 
Rolle der EU insgesamt und ihre Institu-
tionen im Besonderen zu stärken. A -

 argumentiert, dass die städtepoliti-
sche Diskussion strukturiert und Bezugs-
normen entwickelt werden können, 
indem man die verschiedenen Interessen 
und Vernetzungen in Foren zusammen-
bringt und vor gemeinsamen Hintergrün-
den Probleme diskutiert und Zusammen-
hänge erstellt. Er beruft sich dabei auf 
M  (1995), der gezeigt hat, dass 
auf diese Weise auch andere informelle 
EU-Politikbereiche, wie sie in der EU häu-
ig vorkommen, entwickelt werden.

Die europäische Integration im Sinne 
der Kompetenzübertragung im Bereich 
der Städtepolitik ist ein zweischneidiges 
Schwert, da sie zwar einerseits oftmals 
Politikstrategien in den Mitgliedstaaten 
bzw. den Regionen unterstützt und da-
durch eine positive Wirkung haben kann. 
Dies geschieht z.B. indem städtepolitische 
Diskurse im Bereich der Nachhaltigkeit 
angeregt werden oder Governance-Struk-
turen in Mitgliedstaaten überdacht und 
gegebenenfalls neu geordnet werden. 
Wenn jetzt vielleicht noch nicht erkenn-
bar, kann diese Unterstützung anderer-
seits aber auch ihren Tribut fordern, z.B. 
in Form eines Kompetenzzuwachses der 
EU. Dem wird zwangsläu ig eine Schwä-
chung anderer Institutionen gegenüber-
stehen, wie das sog. bypassing der natio-
nalen Ebenen in einigen Mitgliedstaaten 
gezeigt hat. Ein möglicher Kompetenzzu-
wachs für die EU-induzierte Städtepolitik 
könnte theoretisch Ein luss auf die Wahr-
nehmung der städtischen Wirklichkeit 
nehmen (De initionsmacht) oder legale 
Kompetenzen für sich beanspruchen, ver-

mutlich auch Geld als Steuerungsmedium 
einfordern. Dies dürfte jedoch ohne Ein-
schränkungen der Subsidiarität und der 
lokalen Autonomie nicht möglich sein 
(Z  2008). 

Städtepolitik in Luxemburg
Die Bevölkerung des Großherzogtums ist 
von etwa 384.400 im Jahr 1991 auf 
502.000 Einwohnern im Jahr 2010 ge-
stiegen (B  u. H  2010). Das 
Land gehört zu den wenigen EU-Mitglied-
staaten mit positiver demographischer 
Entwicklung. Infolge des hohen Bevölke-
rungszuwachses der jüngeren Vergangen-
heit sind bedeutende Veränderungen in 
der Siedlungsentwicklung und auf den 
Wohnungsmärkten zu erkennen. Rund 
zwei Drittel der Bevölkerung leben in den 
städtischen Räumen Luxemburgs (S  
2010). Eine zunehmende Zahl von Haus-
halten siedelt inzwischen in ländlichen 
und periurbanen Räumen; dagegen 
wachsen die städtischen Räume entspre-
chend ihrer geringeren Flächenpotenzi-
ale nur relativ langsam, gleichwohl ent-
wickeln sich viele Kommunen positiv. Die 
Urbanisationsrate stieg in den letzten 
Jahren um jährlich 1 % und liegt bei 82 % 
(S  2010). Dies relativiert zuneh-
mend den ursprünglich sehr ländlichen 
Charakter des Landes mit seinen zahlrei-
chen Gemeinden eher geringer Gröβe. Ar-
beitsplätze konzentrieren sich haupt-
sächlich in den Ballungsräumen der 
größten Städte wie Luxemburg-Stadt 
(90.800 Einwohner) im Zentrum des Lan-
des, Esch/Alzette (30.100 Einwohner), 
Differange (21.500 Einwohner) und Du-
delange (18.500 Einwohner) im Süden 
sowie das bipolare Gefüge Nordstad (Et-
telbrück/Diekirch mit etwa 22.000 Ein-
wohnern). Darüber hinaus gibt es noch 
10 kleinere urbane Zentren mit nur eini-
gen Tausend Einwohnern (S  2010). 
Hinzu kommt das Phänomen der hohen 
Pendlerströme von im Großherzogtum 
angestellten Arbeitnehmern aus den be-
nachbarten Regionen Lothringen (F), 
Rheinland-Pfalz und Saarland (D) sowie 
Wallonien (B), was dazu führt, dass sich 
immer bedeutendere grenzüberschrei-
tende Ver lechtungen bilden.
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Obschon es in Luxemburg aufgrund der 
kommunalen Planungshoheit keine expli-
zite nationale Städte- oder Stadtentwick-
lungspolitik gibt, werden städtische The-
men seit mehreren Jahren in der Praxis 
der Luxemburger Raumplanungs-, Woh-
nungsbau- und Regionalentwicklungspo-
litik mitbehandelt. Es wurde versucht, 
die städtische Dimension in einer Reihe 
von wichtigen strategischen Policydo-
kumenten wie etwa dem  räumlichen 
Gesamtplan Programme Directeur de 
l’Aménagement du Territoire (2003) oder 
dem Integrierten Verkehrs- und Landes-
entwicklungskonzept für Luxemburg (IVL) 
(2004) zu integrieren. Wichtige städte-
politische Bestandteile dieser beiden 
Planungsdokumente sind sowohl die 
nachhaltige Stadtentwicklung Luxem-
burgs als auch eine ausgeglichene räum-
liche Entwicklung des Großherzogtums 
auf der Basis eines polyzentrischen Städ-
tesystems.

Im Programme Directeur de 
l’Aménagement du Territoire wird ein 
urbanes Konzept bestehend aus 15 zen-
tralen Orten festgehalten (siehe Abb. 1). 
Das 3-stu ig aufgebaute System (Ober-, 
Mittel- und Regionalzentren) der zen-
tralen Orte ist das Hauptinstrument zur 
Förderung der dezentralen Konzentra-
tion sowie der nachhaltigen Entwick-
lung Luxemburgs. Es wirkt dabei als 
Steuerungsinstrument für raumwirksa-
me Standortentscheidungen und als 
Rahmeninstrument für die sektoriellen 
Pläne (M   ’I  2003; 
M   ’I  et al. 2004).

Die implizite Städtepolitik in Luxem-
burg richtet sich nicht nur an das Ober-
zentrum und die beiden Mittelzentren 
Luxemburgs, sondern an das gesamte 
städtische Gefüge gemäß der Hierarchie 
der zentralen Orte. Gemeinsam sollen die 
zentralen Orte dazu beitragen, das urba-
ne System Luxemburgs zu stärken, um so 
einen territorialen Ausgleich herbeizu-
führen (siehe Abb. 2).  Dies soll unter an-
derem durch komplementäre Maßnah-
men in den verschiedenen städtischen 
Agglomerationsräumen erreicht werden: 
Restrukturierung des Agglomerations-
raums Luxemburg-Stadt, Erneuerung der 

südlichen städtischen Zentren durch Re-
generierung von Industriebrachen sowie 
die Entwicklung des wirtschaftlichen Po-
tenzials der Nordstad in ihrer Funktion 
als städtisches Zentrum im ländlichen 
Raum im Norden des Landes (M  

 ‘I  2003). 
Vor dem Hintergrund der nachhaltigen, 

polyzentrischen Entwicklung der Städte 
und städtischen Räume sowie der stark 
ausgeprägten grenzüberschreitenden 
Ver lechtungen ist auch das wachsende 
Interesse Luxemburgs an der europä-
ischen Städtepolitik zu sehen. Seit 2004 
hat sich Luxemburg in vielfältiger Weise 

in der Städtepolitik auf europäischer Ebe-
ne engagiert und auch die Agenda der je-
weiligen Ratspräsidentschaften zu die-
sem Thema mit geprägt. Die Teilnahme 
an den Aktivitäten der sukzessiven EU-
Ratspräsidentschaften hat es erlaubt, die 
Themen und Empfehlungen in nationale 
Projekte und Planungsdokumente, wie 
etwa im Bereich interkommunaler Ko-
operation (sog. Konventionsgebiete), 
ein lieβen zu lassen. Ein weiterer Schritt 
war z.B. die Teilnahme Luxemburgs im 
Jahr 2004 an dem Netzwerkprojekt EUKN 
(European Urban Knowledge Network), 
einer internationalen Datenbank mit 

Luxemburg
System der zentralen Orte 2003

IfL 2011
editiert: R. Schwarz Quelle: Ministère de l’Intérieur 2003
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Abb. 1: Zentrale-Orte System im Großherzogtum Luxemburg 2003
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wichtigen Planungsdokumenten, Studien 
und Praxisbeispielen aus dem Bereich 
der europäischen Stadtentwicklung, -pla-
nung und Städtepolitik. Neben dem En-
gagement in EUKN ist Luxemburg eben-
falls in URBACT vertreten, dem EU-Pro-
gramm, das dem Erfahrungsaustausch 
und der Entwicklung von Aktionsplänen 
und guter Praktiken im Rahmen kleine-
rer thematischer Netzwerke dient. Der 
systematische und strukturierte Aus-
tausch von Erfahrungen und Wissen im 
Bereich der nachhaltigen Stadtentwick-
lung, so wie es ihn z.T. schon auf europä-
ischer Ebene gibt, soll dazu dienen, die 
an der Stadtentwicklung beteiligten Ak-
teure in Luxemburg bei der Bewältigung 
ihrer sozialen, wirtschaftlichen und öko-
logischen Probleme zu unterstützen und 
die städtische Zusammenarbeit im Sin-
ne einer ef izienteren Arbeitsweise zu 
fördern, insbesondere im Hinblick auf 
die geringe Gröβe der luxemburgischen 
Städte.

Das Beispiel CIPU
Um die auf der EU-Ebene geschaffenen, 
neuen Ansätze ef izienter zu nutzen und 
interessante Anreize und Kooperations-
möglichkeiten mit relevanten in- und aus-
ländischen Akteuren in Luxemburg zu 
verankern, wurde die Nationale Informa-
tionsstelle für Städtepolitik (Cellule nati-
onale d’Information pour la Politique Ur-
baine – CIPU) im April 2008 an der Uni-
versität Luxemburg eingerichtet. Sie 
beruht u.a. auf einer gemeinsam inan-
zierten Position eines Geschäftsführers 
und hat die Förderung des integrierten 
Ansatzes in der Stadtentwicklung zum 
Ziel. Damit verbindet sich die Absicht, 
den Informations- und Erfahrungsaus-
tausch zwischen den lokalen, nationalen 
und europäischen Akteuren der Städte-
politik zu fördern, den konkreten Bedarf 
der Kommunen zu ermitteln und, falls 
möglich, ihnen eine Hilfestellung zu bie-
ten. Sie stellt somit eine Schnittstelle zwi-
schen der Städtepolitik auf europäischer, 
nationaler und lokaler Ebene sowie der 
Stadtforschung dar (siehe Abb. 3). Die so 
geschaffenen Möglichkeiten zum Infor-
mations- und Wissensaustausch sowie 

der Mitwirkung an der EU-Politik sollen 
zur Entwicklung und Umsetzung von 
Leitlinien und Zielsetzungen, welche von 
der EU oder den Mitgliedsstaaten ge-
meinsam ausgearbeitet wurden, auf lo-
kaler Ebene beigetragen. 

Die Unterstützung und das aktive En-
gagement der Städte sowie weiterer Part-
ner sind notwendig, um eine bessere Ein-
bindung von allen beteiligten Akteuren 
zu gewährleisten. Dazu haben folgende 

Partner die Institution CIPU gegründet:
• die Universität Luxemburg als wissen-

schaftliche Einrichtung,
• das Ministerium für Wirtschaft und 

Außenhandel als fondsverwaltende 
Behörde für EU-Mittel aus dem EFRE,

• die Abteilung für Raumplanung des 
Ministeriums für nachhaltige Entwick-
lung und Infrastrukturen als verant-
wortliche Landesbehörde für Fragen 
der Städtepolitik,

Luxemburg
Das urbane System 2003

IfL 2011
editiert: R. Schwarz Quelle: Ministère de l’Intérieur 2003
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Abb. 2: Das urbane System Luxemburgs 2003
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• das Ministerium für Wohnungsbau als 
politisch verantwortliche Behörde für 
den „Fonds pour le développement du 
logement et de l’habitat“, dessen Auf-
gabe die Verbesserung der Qualität 
der Stadtentwicklung beinhaltet,

• die urbanen Räume Luxemburgs, ver-
treten durch die Stadt Luxemburg, die 
Stadt Esch/Alzette und die Nordstad 
in ihrer Funktion als Hauptakteure in 
der Umsetzung einer nachhaltigen 
Städtepolitik.

Die Suche nach Lösungsvorschlägen oder 
innovativen Ideen für die Stadtentwick-
lung ist für die im europäischen Vergleich 
eher mittelgroβen und kleinen luxembur-
gischen Städte oft problematisch und 
zeitaufwändig. Deshalb unterstützt CIPU 
die Luxemburger Akteure aktiv mit Hilfe 
von thematisch ausgerichteten Fachta-
gungen, Workshops oder Arbeitsgruppen 
z.B. zu Themen wie nachhaltige und inte-
grierte Stadtentwicklung, Partizipation 
oder Stadtentwicklung und Wissensöko-
nomie. Der dadurch generierte und 
strukturierte Austausch von guten Poli-
tik- und Praxisbeispielen aus dem In- und 

Ausland und von wissenschaftlichen Er-
kenntnissen trägt dazu bei, Konzepte ver-
ständlicher zu machen, Kompetenzen 
und Kapazitäten weiter zu entwickeln so-
wie neue Kooperationen zu fördern. Auf 
diese Weise konnte seit 2008 eine Reihe 
von neuen, meist informellen Netzwer-
ken gebildet werden, wie beispielsweise 
das Observatoire Belval (eine informelle 
Plattform für den Erfahrungs- und Wis-
sensaustausch in den Bereichen der 
Stadt- und Regionalentwicklung sowie 
der groβen städtebaulichen Projekte für 
das neue Stadtviertel und Wissensstand-
ort Esch/Belval) oder die Nationale Be-
gleitgruppe im Rahmen der Ausarbeitung 
eines europäischen Referenzrahmens zur 
nachhaltigen Stadt (RFSC). Aber auch im 
Rahmen seines Lenkungsausschusses 
bietet CIPU seinen Partnern die Gelegen-
heit, sich zu verschiedenen, städtepoli-
tisch relevanten Themen auszutauschen, 
neue Projektideen zu formulieren und ge-
meinsame Aktivitäten zu entwickeln. 
Durch seine vielfältigen Aktivitäten trägt 
CIPU ebenfalls dazu bei, diverse parallel 
laufende Prozesse und Projekte, aber 

auch Akteure besser miteinander zu ver-
netzen. So boten z.B. die im Rahmen des 
RFSC durchgeführten Aktivitäten die Ge-
legenheit, viele nationale und lokale Ak-
teure im Bereich der nachhaltigen Stadt-
entwicklung zusammenzubringen sowie 
Kooperationsmöglichkeiten mit neuen 
städtischen Partnern oder internationa-
len und lokalen Initiativen anzustoβen 
und zu entwickeln. Darüber hinaus un-
terstützt CIPU die Städte und For-
schungseinrichtungen beim Erhalt von 
EU-Fördermitteln für Projekte der Stadt-
entwicklung (z.B. zur Umsetzung der Eu-
ropa 2020 Strategie auf lokaler Ebene) 
sowie bei der Identi izierung aktuellen 
Forschungsbedarfs.

Die Kombination dieser Tätigkeiten er-
laubt es den interessierten städtischen 
Akteuren, die europäischen sowie die na-
tionalen und lokalen Entwicklungen im 
Bereich der Städtepolitik aufeinander ab-
zustimmen und sie in die für sie relevan-
ten Diskussionen auf den unterschiedli-
chen Ebenen einzubeziehen. Der daraus 
resultierende Erfahrungs- und Wissens-
austausch trägt dazu bei, bestehende Po-
litiken, Prozesse, Werte und Akteurskon-
stellationen kritisch zu hinterfragen und 
sie gegebenenfalls anzupassen oder zu 
verändern. Auch ermöglicht er eine ef i-
zientere Nutzung von europäischen Res-
sourcen (z.B. EU-Programme, Strategien, 
Arbeitsweisen oder Instrumente, wie bei-
spielsweise der RFSC).

Europäisierung der luxemburgi-
schen Städtepolitik am Beispiel 
CIPU: Zwischenbilanz
Wie lässt sich nun der Prozess der Euro-
päisierung der luxemburgischen Städte-
politik anhand des Beispiels CIPU kon-
zeptionell erfassen? Dazu kann R -

s Konzept der ‘Europäisierung’ als 
Interpretationsrahmen genutzt werden, 
da es die Europäisierung als Interaktions-
prozess und als horizontalen Transfer 
von Konzepten und Politiken zwischen 
der EU und den Mitgliedsstaaten sieht 
und den Top-down-Ansatz der europä-
ischen Ebene auf die staatlichen und lo-
kalen Akteure untersucht. Desweiteren 
versteht R  Europäisierung als 

Abb. 3: Schnittstelle CIPU
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„Process of a) construction, b) diffusion 
and c) institutionalisation of formal and 
informal rules, procedures, policy para-
digms, styles, ways of doing things and 
shared beliefs and norms which are irst 
de ined and consolidated in the making 
of domestic discourse, identities, politi-
cal structures and public policies” (R -

 2003). Bezieht man R s 
Konzept der Europäisierung auf die im-
plizite luxemburgische Städtepolitik, 
kann man folgende Effekte beobachten: 
Ordnungspolitische Entscheidungen wie 
z.B. die Einführung von Richtlinien im Be-
reich der EU-Umweltpolitik, die die städ-
tischen Räume betreffen, werden in Lu-
xemburg ebenso wie in allen anderen 
Mitgliedsstaaten mit ähnlichen Auswir-
kungen umgesetzt. Das Gleiche gilt für 
Veränderungen in den Regelsystemen 
wie z.B. im Bereich der europäischen 
Strukturpolitik. Viel bedeutender für Lu-
xemburg sind jedoch Veränderungen in 
den Akteurskonstellationen und der Res-
sourcenausstattung für städtepolitische 
Fragen. Die sich über Jahre hinweg lang-
sam entfaltende städtische Agenda der 
EU hat dazu geführt, dass sich die wich-
tigsten städtepolitischen Akteure in Lu-
xemburg zusammenschlossen und inan-
zielle Ressourcen zur Verfügung stellten, 
um die Koordinations- und Informations-
plattform CIPU zu entwickeln. Aufgrund 
ihrer Zielsetzungen und Aufgabenberei-
che fördert CIPU überdies eine kontinu-
ierliche und kohärente Entwicklung von 
städtespezi ischen Policy-Paradigmen 
und Diskursen. Andererseits begünstigt 
sie sowohl das Einbetten von EU-städte-
politischen Themen in Luxemburg 
(Framing) als auch die Bestimmung und 
Entwicklung von Problemlösungsansät-
zen. Aufgrund des Fehlens einer explizi-
ten luxemburgischen Städtepolitik wäre 
dies ansonsten nur bedingt möglich.

Die Aufgabe von CIPU ist es demnach, 
die EU-Themenschwerpunkte auf die lu-
xemburgische städtepolitische Agenda zu 
setzen und kognitive Prozesse bei den ur-
banen Akteuren anzustoßen. CIPU wird 
demnach die Rolle eines sog. „change 
agent“ zuteil (K  u. L  1999), 
wie z.B. im Bereich der integrierten und 

nachhaltigen Stadtentwicklung. Infolge 
der EU-induzierten Politiken versucht 
CIPU, in Luxemburg einen Diskurs anzu-
stoßen, um die Interessen der Akteure zu 
überdenken und bei Bedarf neu zu de i-
nieren. Durch einen solchen Prozess kön-
nen sich etablierte Normen der städti-
schen Akteure verändern. Im Extremfall 
werden sie sogar mit denen der EU iden-
tisch. Aufgrund der Tatsache, dass ord-
nungspolitische Entscheidungen seitens 
der Kommission in der EU-Städtepolitik 
bislang eher selten waren, eignet sich 
dieser Politikbereich hervorragend für 
eine solche Herangehensweise.

Der durch die EU herbeigeführte Wan-
del der luxemburgischen Städtepolitik 
erfolgt somit nicht unbedingt in erster 
Linie durch die Aufstellung von Richtli-
nien (wie z.B. verbindlicher Ziele und 
prozeduraler Vorgaben). Zwar gibt es 
viele solcher Richtlinien in den verschie-
denen EU-Fachpolitiken, etwa der Um-
weltpolitik. Doch CIPU dient der Förde-
rung von urbanem Wandel insbesondere 
durch drei weitere Faktoren: Erstens da-
durch, dass CIPU die luxemburgischen 
Akteure darin unterstützt und dabei be-
gleitet, EU-Förderprogramme wie etwa 
INTERREG oder URBACT zur Umsetzung 
der luxemburgischen städtepolitischen 
Ziele und Strategien zu nutzen. Zweitens 
ist es mit Hilfe von CIPU möglich, den 
durch die EU und die Mitgliedstaaten an-
geregten Diskurs in Luxemburg zu ver-
ankern und so die spezi ischen lokalen 
Bedürfnisse zu berücksichtigen. Drittens 
fördert CIPU mit Hilfe von besonderen 
Netzwerken wechselseitige Lernprozes-
se und den Wissenstransfer durch den 
Austausch von Erfahrungen. Solche Netz-
werke sind zum Beispiel das von der EU 
eigens zu diesem Zweck eingerichtete 
Programm URBACT oder das aus einer 
mitgliedstaatlichen Initiative hervorge-
gangene EUKN. Es handelt sich dabei 
nicht um organisierte Städtenetzwerke, 
die sich für die Interessen der Städte 
einsetzen und Lobbying betreiben, son-
dern es sind wissensbasierte Netzwerke, 
die den Austausch und die Verbreitung 
von innovativen Praktiken und Strate-
gien begünstigen. Auch sollen sie den 

Au bau von neuen Kapazitäten, die den 
lokalen Gegebenheiten angepasst sind, 
in der Stadtentwicklung unterstützen. 
R  (2003) bezeichnet diese Form 
von Europäisierung als horizontalen Me-
chanismus. 

Beim Instrument CIPU geht es also 
nicht zwingend um eine Europäisierung 
im Sinne von Konvergenz oder Harmoni-
sierung der nationalen oder lokalen lu-
xemburgischen Städtepolitik mit den Vor-
stellungen der EU. Ganz im Gegenteil: Um 
sich nachhaltig entwickeln zu können, 
sollen und müssen nationale oder lokale 
Divergenzen sogar in der Politikgestal-
tung weiterhin berücksichtigt werden, 
was natürlich zu kontrastierenden Effek-
ten führen kann. Vielmehr geht es darum, 
Diskurse anzuregen und somit gegebe-
nenfalls prozessuale oder normative Ver-
änderungen herbeizuführen und zu be-
gleiten. Die Frage nach dem Grad des An-
passungsdrucks zwischen europäischen 
Vorgaben und nationalen institutionellen 
Strukturen, des sog. „goodness of it“, so 
wie er beispielsweise von R  et al. 
(2001) diskutiert wird, ist im Falle der 
EU-Politiken mit Blick auf Städtepolitik 
und ihren Effekten auf Luxemburg nur 
bedingt von Bedeutung

CIPU soll einerseits einer Schwächung 
der luxemburgischen Institutionen im 
Zuge der Europäisierung vorbeugen und 
sie stärken. Andererseits dient die Infor-
mations- und Koordinationsplattform 
dazu, die nationalen städtepolitischen In-
teressen und Bedürfnisse dank der spe-
zi ischen Akteurskonstellation ef izienter 
zu koordinieren und somit eine integrier-
te und nachhaltige Städtepolitik in Lu-
xemburg zu fördern. So wird den Städten 
eine größere Mitwirkung an EU-induzier-
ten Politiken eingeräumt, allerdings kann 
möglichen negativen Effekten des sog. 
bypassings der nationalen Ebene durch 
die Städte auch besser entgegengewirkt 
werden. 

In Bezug auf den Fall Luxemburg und 
das Beispiel CIPU ist es relevant, die Fra-
ge der Wirkungen der EU-Politik auf die 
Städte unter Verweis auf R s Kon-
zept nicht ausschließlich auf den Aspekt 
der inanziellen Unterstützung durch die 
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EU sowie der formalen Mitwirkungsrech-
te zu begrenzen. Die Auswirkungen der 
prozess- und ordnungspolitischen Ein-
lüsse der EU auf die luxemburgische 

Städtepolitik sind, ebenso wie bei ande-
ren Ländern, zweifellos gegeben. Für Lu-
xemburg sind aber auch die zwischen-
staatlichen Initiativen im Bereich der 
Städtepolitik von groβer Bedeutung, da 
sie, im Gegensatz zu den EU-Aktivitäten, 
eher auf die Debatte abzielen. Das Bei-
spiel CIPU ist insofern interessant, als 
dass es verdeutlicht, wie durch normati-
ve und kognitive Prozesse Veränderun-
gen in den Institutionen, Diskursen, Wer-
ten und Akteurskonstellationen angeregt 
werden können. Dem auf Austausch und 
Networking ausgerichteten horizontalen 
Mechanismus bei der Europäisierung na-
tionaler und lokaler Städtepolitik wird 
hier ebenfalls eine besondere Bedeutung 
zuteil.
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